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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Da die bestehende DRK-Rettungswache in der Fuldaer Straße 4 in Lauterbach (Hessen) neben dem Feu-

erwehrstützpunkt sowohl räumlich als auch funktional nicht mehr aktuellen Normvorgaben entspricht und 

dem Bedarf nicht mehr gerecht wird, ist die Errichtung einer neuen Rettungswache dringend notwendig. 

Auch können Containerlösungen nur temporäre Abhilfe schaffen. Die neue Rettungswache in Lauterbach 

soll maßgeblich das Stadtgebiet versorgen und für eine Reaktionsverbesserung von 1 min durch die effizi-

ente Bauweise der Halle sowie 1 min durch die Lage des Neubaus im Vergleich zum alten Standort sorgen. 

Der neue Standort ist geplant auf einem nördlich der Gartenstraße (gegenüber des Sitzes des Kreisaus-

schusses des Vogelsbergkreises), östlich des Friedhofs, westlich der bestehenden Wohnbebauung „Am 

Kirchhof“ sowie südlich der Umgehungsstraße (B 254) liegenden unbebauten Wiesengrundstück. Das der-

zeit landwirtschaftlich genutzte Grundstück ist verfügbar und wird dem DRK vom Vogelsbergkreis im Rah-

men eines Erbbaurechts zur Verfügung gestellt. Die Erschließung des neuen Standorts soll von Norden 

über eine Anbindung an die Bundesstraße B 254 erfolgen. Hierfür ist der Umbau der bestehenden Einmün-

dungssituation zum Friedhofsparkplatz erforderlich. 

Planziel des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ ist die Ausweisung einer Fläche für 

Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, hier: 

Rettungswache“.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt Lauterbach weist die Fläche als Grünfläche Zweckbestimmung Fried-

hof aus. Die hierfür notwendige Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren und sieht 

eine entsprechende Umwidmung zu Lasten der Friedhofserweiterungsfläche vor. 

 

Abb. 1: Luftbild mit Geltungsbereich (genordet, ohne Maßstab) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Geltungsbereich  Quelle: gds.hessen.de, Oktober 2025 
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Besonderer Berücksichtigung bei der Planung bedürfen die Belange des Immissionsschutzes, des Ver-

kehrs sowie die Belange des Orts- und Landschaftsbildes und des Umwelt- und Naturschutzes. 

Planziel der vorliegenden Bauleitplanung ist die Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf. Zulässig 

ist eine Rettungswache mit den entsprechenden Nutzungen und Nebenanlagen.  

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan sowie der Beschluss zur Änderung des rechtswirksa-

men Flächennutzungsplanes wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lauterbach in der 

Sitzung am 15.12.2025 gefasst. 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Norden der Kernstadt von Lauterbach an der 

Umgehungsstraße (B 254) und umfasst mit einer Größe von rd. 3.795 m² in der Gemarkung Lauterbach im 

Flur 2 das Flurstück 98/9 (Wiesenfläche), das Flurstück 98/8 (Parkplatz Friedhof) sowie das Flurstück 482/4 

(B 254) jeweils teilweise. 

Abb. 2: Räumlicher Geltungsbereich (genordet, ohne Maßstab) 

Im Umgriff des so begrenzten Bebauungsplans liegt eine Fläche von rd. 0,38 ha. Davon entfallen rd. 2.533 

m² auf die Gemeinbedarfsflächen, rd. 404 m² auf die Verkehrsflächen, rd. 282 m² auf Verkehrsflächen 

besonderer Zweckbestimmung „Öffentlicher Parkplatz“ sowie rd. 575 m² auf die öffentlichen Grünflächen. 

Der räumliche Geltungsbereich wird im Einzelnen wie folgt begrenzt: 

 Norden: Umgehungsstraße (B 254), Gewerbebetriebe

 Westen: Friedhofsfläche

 Osten: bestehenden Wohnbebauung „Am Kirchhof“

 Süden: Wiesenfläche, Gartenstraße, Sitz des Kreisausschusses des Vogelsbergkreises
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1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 (RPM) 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt für den Bereich Vorranggebiet Siedlung Bestand dar. Die Pla-

nung entspricht somit den raumordnerischen Zielen. 

Abb. 3: RPM 2010 Ausschnitt (genordet, ohne Maßstab) 

Räumlicher Geltungsbereich Quelle: www.rp-giessen.hessen.de 

1.3.2 Verbindliche Bauleitplanung 

Der Bebauungsplan „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ schafft erstmals Baurecht für die Fläche. Der 

Geltungsbereich des Plangebietes überschneidet randlich den Geltungsbereich des unmittelbar nördlich 

angrenzenden rechtskräftigen Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Hopfengarten“ 1. Änderung (2005).  

Abb. 4: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Hopfengarten“ 1. Änderung (2005) (Ausschnitt, genordet, ohne Maßstab) 

 Lage des Plangebietes „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ (Anschnitt) 
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Zur Umsetzung des Konzeptes ist daher eine Änderung des vorgenannten Bebauungsplanes bzw. Neu-

aufstellung des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ erforderlich. Der rechtskräftige 

Bebauungsplan setzt für den betroffenen Teilbereich bereits Straßenverkehrsfläche fest. Mit Inkrafttreten 

des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ werden für seinen Geltungsbereich die 

zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Hop-

fengarten“ 1. Änderung (2005) ersetzt. 

1.3.3 Fachplanungen, Landschaftsschutzgebiete 

Gebiets- oder Objektschutzausweisungen nach dem Naturschutzrecht oder dem Forstrecht sind nicht ge-

geben. Auch ist das Plangebiet nicht Teil eines Gebietes gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) 

und/oder Europäischen Vogelschutzgebiets (VSG). 

1.4 Bestand und städtebauliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Topografie 

Das Plangebiet weist im Norden im Bereich der Zufahrt und Parkplatz zum Friedhof eine Steigung von um 

311 m ü NHN im Nordosten bis zu um 313,70 m ü NHN im Westen im Anschluss an den Friedhof auf. 

Nördlich der Grundstücksgrenze zu Flurstück 98/9 befindet sich eine wallartige Geländeaufschüttung mit 

Höhen bis um 314,80 m ü NHN. Dahinter Richtung Süden fällt das eigentliche Baugrundstück von um 

313,10 m ü NHN im Nordwesten auf um 311,40 m ü NHN im Südosten ab. 

1.4.2 Heutige Nutzungen und Baustruktur 

Im Nordwesten grenzt das Plangebiet unmittelbar an die Bundesstraße B 254 an. Dort befindet sich die 

Zufahrt zu einem Nebenparkplatz mit Grünflächen und Baumbestand und zum Zugang zum Friedhofsge-

lände selbst. Die Zufahrt und Parkplätze werden überwiegend durch den Bauhof für die Pflege des Fried-

hofs, aber auch von Besuchern genutzt. Daran schließt sich ein Erdwall an, der das Parkplatzgelände von 

dem südlichen eigentlichen Baufeld, einer Wiesenfläche separiert. Die Wiesenfläche weist randlich ver-

schiedene Strauchstrukturen auf. Gebäude befinden sich keine innerhalb des Plangebiets. 

Abb. 5: Fotos 

Blick Richtung Westen auf die Zufahrt zum Plangebiet Blick Richtung Südwesten zum Zugang Friedhof 

von der B 254 
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Blick Richtung Norden auf die Zufahrt zur B 254 Blick auf den Erdwall Richtung Osten, Wohnbebauung 
„Am Kirchhof“ im Hintergrund 

Blick über das Plangebiet Richtung Südosten Blick Richtung Süden 

Quelle: eigene Fotos PlanES, Dezember 2025 

1.4.3 Verkehrliche Einbindung 

Das Plangebiet liegt unmittelbar südlich an der Umgehungsstraße B 254, gegenüber der Zufahrt zum Ge-

werbegebiet „Hopfengarten“. Die verkehrliche Erschließung erfolgt durch den Umbau der vorhandenen Zu- 

und Ausfahrt als Alarmausfahrt an das bestehende Straßenverkehrsnetz und einen entsprechenden Aus-

bau innerhalb des Plangebiets. Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (Bahn) ist gege-

ben über den Nordbahnhof Lauterbach (Hessen), der in rund 850 m fußläufiger Entfernung liegt. In der 

Gartenstraße in rd. 230 m Entfernung befindet sich die Bushaltestelle „Garten-/Umgehungsstraße“ mit An-

schluss an die stadtinterne Buslinie VB 26 „Lauterbach Schulzentrum Wascherde“, die auch den Nord-

bahnhof anfährt. Die Anbindung an das Rad- und Fußgängernetz der Umgehungsstraße ist bereits gege-

ben und wird im Zuge des Ausbaus an die neue Einfahrt angepasst.  

1.4.4 Besitz und Eigentumsverhältnisse 

Das Flurstück 98/9 ist im Eigentum des Vogelsbergkreises, das Flurstück 98/8 (Friedhof) befindet sich im 

Eigentum der Stadt Lauterbach (Hessen). Die geringfügig im Geltungsbereich liegende Straßenverkehrs-

fläche Flurstück 482/4 ist im Eigentum der Bundesstraßenverwaltung der Bundesrepublik Deutschland und 

in Verwaltung von HessenMobil. Die von der Planung betroffene Teilfläche aus dem Flurstück 98/9 wird 

dem Rettungsdienst Mittelhessen/DRK in Erbpacht zur Verfügung gestellt. Ein Umlegungsverfahren nach 

dem Baugesetzbuch (§§ 45 - 79 BauGB) wird nicht erforderlich. 
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1.5 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden 

zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang der Innenent-

wicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel der 

Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnahmen 

der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 

2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt:  

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begrün-

det werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 

werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachver-

dichtungsmöglichkeiten zählen können. 

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, dass die 

Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die Mög-

lichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

Der hier angesprochene Bereich befindet sich innerhalb des bebauten und erschlossenen Stadtgebietes 

von Lauterbach und dient der Verdichtung im Innenbereich bzw. Nutzbarmachung von bisherigen Grünflä-

chen. Die Planung entspricht insofern den Vorgaben zur Innenentwicklung und zur städtebaulich verträgli-

chen Nachverdichtung im Innenbereich, da durch die Planung bisher ungenutzte Flächen im Stadtgebiet 

aktiviert und einer Nutzung für den Gemeinbedarf zugeführt werden.  

1.6 Verfahren 

Das Bauleitplanverfahren erfolgt im zweistufigen Regelverfahren des Baugesetzbuches (BauGB). Eine 

Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird durchgeführt. 

2 Städtebauliche und planerische Konzeption 

Die neue Rettungswache für Lauterbach ist gemäß dem Vorentwurf im südlichen Bereich des Plangebietes 

als zweigliedriger, eingeschossiger Baukörper mit flach geneigtem Dach geplant. Er besteht aus der Fahr-

zeughalle mit angegliedertem Funktionsbau. Das Raumprogramm beinhaltet fünf Stellplätze für Rettungs-

fahrzeuge, wovon zwei als Reserve bzw. Waschhalle vorgesehen sind. Weiterhin sind entsprechende Um-

kleiden für Damen und Herren, Diensträume, Wasch- und Sanitärräume, Räume für die Verwaltung und 

für Fortbildung, Aufenthalt sowie Funktions- und Nebenräume geplant. Im Außenbereich ist ein Lagerge-

bäude für Fahrräder, Müll, medizinischen Sauerstoff, ein mobiles Notstromaggregat usw. mit natürlicher 

Belüftung geplant. 

Die Ein- und Ausfahrt erfolgt auf die B 254. Die Situation und Einflüsse auf den fließenden Verkehr wurden 

im Vorfeld zur Bauleitplanung mit HessenMobil abgestimmt. Das durch den Verkehrsplaner abgestimmte 

Ergebnis hat Eingang in die Planung gefunden. Die konkrete Gebäudeplanung wird im Anschluss an das 

Bauleitplanverfahren im Rahmen der Genehmigungsplanung erarbeitet. 
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Abb. 6: Vorentwurf Rettungswache (ohne Maßstab) 

 

Ansicht Nord-West 

 

Ansicht Nord-Ost 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Grundriss (nicht genordet) 
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Freiflächenplan mit Grundriss (nicht genordet) 

Quelle: artec Architekten, Dipl. Ing. Gerd Kaut, Marburg, Stand Oktober 2025 
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3 Inhalt und Festsetzungen 

Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und um-

weltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in 

Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleis-

ten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundla-

gen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch 

in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild 

baukulturell zu erhalten und zu entwickeln (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

Zur Ausführung dieser Grundnormen und zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung und 

Ordnung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textli-

chen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden.  

3.1 Flächen für Gemeinbedarf 

Bei den Flächen für den Gemeinbedarf im Sinne § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB handelt es sich um Flächen für 

selbstständige Anlagen. Die Festsetzung des Bebauungsplans muss sich auf eine konkrete Fläche und auf 

ein konkretes, seiner Art nach eindeutig festgelegtes Vorhaben des Gemeinbedarfs beziehen. Der Bebau-

ungsplan setzt in Ausführung dieser Vorgabe fest: 

Flächen für Gemeinbedarf, Zweckbestimmung: Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, 

hier: Rettungswache. 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf „Rettungswache“ sind folgende Anlagen und Einrichtungen 

zulässig: 

Einrichtungen für eine Rettungswache des Deutschen Roten Kreuzes DRK, bestehend aus: 

 Fahrzeughalle und Nebenräumen,

 Waschhalle,

 Fahrzeugstellplätze

 Lager- und Hofflächen,

 Umkleiden, Wasch- und Sanitärräume, Dienst- und Aufenthaltsräume,

 Verwaltungsräume, Nebenräume, Technik und Hausanschluss,

 Abstell- und Lagergebäude für Abfallgefäße, medizinischen Sauerstoff, Fahrräder, mobi-

les Notstromaggregat, Gartenpflegegeräte usw.

Die festgesetzten Flächen für Gemeinbedarf umfassen neben den Gebäuden auch die dazugehörigen 

Stellplätze und ebenso die vorhandenen und neuzugestaltenden Freianlagen nebst Zufahrts- und Hofflä-

chen. Allgemein zulässig sind auch Nebenanlagen, die den genannten Nutzungszwecken dienen. 

Die Flächen für den Gemeinbedarf gehören begrifflich nicht zu den Baugebieten. Sie sind damit von der 

Ermächtigung des § 2 Abs. 5 BauGB nicht erfasst, die Vorschriften der Baunutzungsverordnung finden auf 

sie grundsätzlich keine Anwendung. Gleichwohl wird vorliegend das Erfordernis einzelner Festsetzungen 

gesehen, um das Maß der baulichen Nutzung auf ein mit dem Standort zwischen den Orten verträgliches 

Maß zu begrenzen. 

Festgesetzt werden insofern die Grundflächenzahl, die Zahl der zulässigen Vollgeschosse und die maxi-

male Gebäudehöhe. Zudem werden einzelne bauordnungsrechtliche Festsetzungen integriert. 
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Weitergehende Festsetzungen sind an dieser Stelle keine erforderlich. Auf die Einbeziehung der Fläche 

für den Gemeinbedarf in ein Baugebiet i. S. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) durch Doppelfestset-

zung wird entsprechend verzichtet. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse werden durch den Bebauungsplan nicht beeinträchtigt. Die sonstigen Festsetzungen tragen zudem 

dafür Sorge, dass nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. 

Im Übrigen verbleibt dem Planungsträger des Gemeinbedarfs ein gewisser Spielraum, damit die u. U. aus 

dem Rahmen üblicher Maßvorstellung fallenden baulichen Aufgaben (wie Bau einer Rettungswache) rea-

lisiert werden können. Die Vorplanung muss insbesondere hinsichtlich der inneren Nutzungs- und Raum-

anordnungen und ggf. daraus resultierenden geänderten Gebäudekubaturen noch weiter vertieft werden. 

Die Ergebnisse finden Eingang in die weitere Planung. 

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind stets die Grundflächenzahl 

oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 

baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- 

und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können (§ 16 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO)).  

Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl sowie die Zahl 

der maximal zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. Hinzu kommen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes. 

 

3.2.1 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 

BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt für seinen Geltungsbereich eine Grundflächenzahl von 

GRZ = 0,6 fest. Die Festsetzung der Grundflächenzahl ermöglicht die gemäß der städtebaulichen Konzep-

tion vorgesehene Bebauung in einer Größe, die der Lage des Plangebiets am Ortsrand gerecht wird. 

Die festgesetzte zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Hofflächen, Zufahrten, Wegen 

und Stellplätzen (GRZ II) bis zu einer Grundflächenzahl von GRZ = 0,8 überschritten werden (§ 19 Abs. 4 

Satz 2 BauNVO). Die Überschreitungen sind im Rahmen des nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zulässigen 

und dienen der Sicherstellung der geplanten Nutzung. 

 

3.2.2 Geschossflächenzahl 

Auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl wird hier verzichtet. Die bauliche Entwicklung lässt sich 

über die Festsetzung der Grundflächenzahl, der max. Zahl der zulässigen Vollgeschosse sowie der über-

baubaren Grundstücksfläche eindeutig festlegen. 

 

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff zunächst wie folgt:  

Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m über die 

Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Hohlräume zwischen der obersten Decke und 

der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, sind keine Geschosse. Vollgeschosse sind ober-

irdische Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens einer Außenwand 

des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) und ein Geschoss mit mindestens einer 

geneigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der Brutto-Grundflä-

che des darunter liegenden Geschosses hat. Die Höhe der Geschosse wird von Oberkante Rohfußboden bis 
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Oberkante Rohfußboden der darüber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflächen bis Oberkante der 

Tragkonstruktion gemessen. Untergeordnete Aufbauten über Dach und untergeordnete Unterkellerungen zur 

Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Gebäude sind keine Vollgeschosse. Dachgeschosse 

sind Geschosse mit mindestens einer geneigten Dachfläche. 

Der Bebauungsplan begrenzt für seinen Geltungsbereich die maximale Zahl der Vollgeschosse auf ein 

Maß von Z = I. Innerhalb des Plangebietes ist somit künftig ausschließlich eine eingeschossige Bebauung 

zuzüglich eventueller Staffelgeschosse oder auch Dach- und Kellergeschosse, die nicht die Vollgeschoss-

definition der HBO erfüllen, im Rahmen der getroffenen Festsetzungen zur Höhenentwicklung planungs-

rechtlich zulässig. Die Planung selbst sieht eine eingeschossige Bauweise ohne Staffel- oder Kellerge-

schosse vor.  

3.2.4 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses höhen- 

mäßig zunächst unbegrenzt. Daher empfiehlt sich die ergänzende Festsetzung einer Höhenbegrenzung. 

Festgesetzt sind für das Plangebiet Gebäudehöhen von OKGeb. max. = 6,00 m.  

Als maximal zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom unteren Höhenbezugspunkt bis zum oberen Ab-

schluss der äußersten Wand bei Gebäuden mit Flachdach (z. B. Dachaufkantungen, Attiken oder massive 

Brüstungen bei Dachterrassen). Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Aufzüge, Lüf-

tungsanlagen bleiben unberücksichtigt. 

Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Gebäudeoberkanten ist 

der Schnittpunkt des tiefsten Punktes des natürlichen Geländeverlaufs mit dem jeweiligen Gebäude. 

3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Auf die Festsetzung einer Bauweise sowie der überbaubaren Grundstücksfläche wird verzichtet. 

3.4 Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan bezieht den von der abgestimmten Verkehrsplanung berührten Bereich der unmittelbar 

nördlich angrenzenden Bundesstraße B 254 (Bürgersteig) ein, so dass die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für die erforderlichen Umgestaltungen geschaffen werden können. Die Erschließung erfolgt durch 

die unmittelbare Anbindung an die Bundesstraße. 

3.5 Eingriffsminimierende und grünordnerische Festsetzungen 

Grundsätzlich geht mit der vorliegenden Bauleitplanung auf den bislang vorwiegend unversiegelten Grund-

stücksflächen ein Eingriff in den Naturhaushalt sowie den Boden- und Wasserhaushalt einher. Durch ver-

schiedene Festsetzungen im Bebauungsplan kann dieser Eingriff jedoch minimiert bzw. in Teilen einem 

Ausgleich zugeführt werden. 

Im Rahmen des Bebauungsplans werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen, und es wird festgesetzt, dass 

Gehwege, Stellplätze und Hofflächen in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen sind. Die Festset-

zung gilt nicht für Fahrspuren, Aufstellbereiche sowie Anlieferungszonen und - sofern dies aus Gründen 

der Betriebssicherheit erforderlich ist – für die für die Rettungswache genutzten Hofflächen und Stellplätze. 

Mindestens 20 % der Grundstücksfreiflachen sind zu bepflanzen. Die Eingrünung kann zur Anrechnung 

gebracht werden. Zur Eingrünung der Fläche für Gemeinbedarf ist eine mehrreihige Hecke (Breite mind. 
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3 m) unter Verwendung einheimischer und standortgerechter Bäume und Sträucher anzupflanzen. Alle 

flachen und flach geneigten Dächer der Hauptgebäude bis 10° Neigung sind extensiv zu begrünen. 

Die flächige Anlage von Kies-, Steinschüttungen und Schottergärten (> 2 m²) und die Verwendung von 

Geovlies und Kunststofffolien sind unzulässig, soweit sie nicht dem Spritzwasser-schutz am Gebäude die-

nen. 

Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die Außenbe-

leuchtung ausschließlich energiesparende, blend- und streulichtarme Leuchtmittel mit einer Farbtempera-

tur bis maximal 2.700 Kelvin (Warmweiß) unter Verwendung vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die 

kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen. Die Beleuchtung ist auf die tatsächliche Nutzungszeit zu 

begrenzen und darf nicht über den Bestimmungsbereich hinaus strahlen. 

Weitergehende Ausführungen zu diesem Themenbereich können dem Umweltbericht entnommen wer-

den. Dieser liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 

4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 HBO sind Gestaltungsvorschriften 

im Bebauungsplan aufgenommen worden: Gegenstand sind Dachgestaltung und Dachaufbauten, Einfrie-

dungen, Stellplätze und Begrünungsmaßnahmen. 

4.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten 

Die Gebäude sollen sich in Maßstab und Ausführung in die Umgebung einfügen. Die Möglichkeit der Selbst-

darstellung soll gewährt, ein aufdringliches Äußeres aber vermieden werden. In diesem Sinne wird be-

stimmt, dass ausschließlich Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 10° 

zulässig sind. Die Flachdächer bis zu 10° Neigung sind zu 80 % extensiv zu begrünen. (vgl. TF Ziffer B 

1.1.1).  

Der fachgerechte Aufbau einer extensiven Dachbegrünung mit einer Kräuter- und Grasmischung beinhaltet 

einen Mindestaufbau von 10 cm. Es wird von einer flächigen Begrünung des Daches ausgegangen.  

Dachaufbauten, technische Anlagen und Vordächer sind von der Vorgabe der extensiven Dachbegrünung 

ausgenommen.  

Neben den positiven Aspekten für den Naturschutz und das Landschaftsbild beeinflusst eine begrünte 

Dachfläche wesentlich die Rückhaltung des anfallenden Regenwassers bzw. die Einleitung in den Kanal 

und damit auch die künftig anfallenden Abwassermengen und dementsprechend die Gebühren. Neben 

anderen positiven Faktoren bringt eine begrünte Dachfläche insofern auch einen wirtschaftlichen Vorteil. 

Gegengerechnet werden müssen nur die Erstellungskosten sowie der Pflegeaufwand, der sich bei einer 

extensiven Begrünung jedoch in engen Grenzen hält. 

4.2 Einfriedungen 

Im Plangebiet sind ausschließlich offene Einfriedungen - Drahtgeflecht, Holzlatten, Stabgitter usw. – und 

Hecken bis zu einer Höhe von max. 2,0 m über Geländeoberkante zulässig, um den offenen Charakter zu 

wahren und eine hiermit unverträgliche Abgrenzung, wie es z. B. bei Mauern zu erwarten wäre, auszu-

schließen, gleichwohl aber auch dem berechtigten Sicherheitsbedürfnis der Nutzer Rechnung zu tragen. 

Für die ungehinderte Durchgängigkeit für Kleintiere ist ein Bodenabstand von 15 cm bei Zäunen einzuhal-

ten. 
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4.3 Pkw-Stellplätze 

Der Bebauungsplan enthält eine Festsetzung zur wasserdurchlässigen Befestigung von Pkw-Stellplätzen 

und bestimmt, dass Pkw-Stellplätze in wasserdurchlässiger Weise mit Rasenkammersteinen, Schotterra-

sen oder Pflaster zu befestigen sind. Mit der Festsetzung soll erreicht werden, dass der Versiegelungsgrad 

möglichst gering gehalten wird und die natürlichen Bodenfunktionen nicht über das erforderliche Maß hin-

ausgehend beeinträchtigt werden. 

5 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt durch die Anbindung an die bestehende Verkehrsinfrastruktur. Im 

Vorfeld zum Aufstellungsverfahren wurde eine Verkehrsplanung durchgeführt, die die Anbindung der aus-

rückenden Einsatzfahrzeuge an die Bundesstraße und den fließenden Verkehr sowie die Leistungsfähig-

keit der vorhandenen Abbiegespuren auf der B 254 berücksichtigt. Die Ergebnisse wurden mit HessenMobil 

besprochen und gemäß dem Abstimmungsergebnis in die Planung integriert. 

Abb. 7: Verkehrsplanung (genordet, ohne Maßstab) 

Quelle: IMB Plan, Hanau, Stand November 2025 

Die Verkehrsuntersuchung des Büros IMB-Plan liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei, auf die näheren 

Ausführungen wird verwiesen. 
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6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Begrün-

dung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Umweltprü-

fung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet werden. Im 

Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird daher ein Umweltbericht erarbeitet, dessen Inhalt entspre-

chend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht 

Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie die 

Begründung an sich (u. a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). Die 

Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind in der abschlie-

ßenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berücksichtigen.  

Um Doppelungen und damit eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für die 

Abarbeitung der Eingriffsregelung notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Ab-

wägung einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert.  

Der Umweltbericht sowie der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag liegen der Begründung als Anlage 

bei; auf die dortigen Ausführungen wird entsprechend verwiesen. 

7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entsprechend 

zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander 

so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-

nen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden wer-

den. Für den vorliegenden Bebauungsplan wird derzeit eine schalltechnische Untersuchung erarbeitet, die 

die Immissionen der Rettungswache auf die angrenzende Wohnbebauung betrachtet und nach Erfordernis 

entsprechende Schallschutzmaßnahmen festsetzen wird. Dies beinhaltet u. a. die Emissionen der soge-

nannten Sondersignalanlagen der Rettungsfahrzeuge, der Rückfahrwarneinrichtungen beim Einrücken der 

Fahrzeuge und technische Anlagen wie Lüftungsanlagen, Wärmepumpen etc.  

Angemerkt sei, dass aufgrund der vorhandenen Anbindung des Grundstückes der Rettungswache über 

eine Nebenstraße auf die B254 davon auszugehen ist, dass die Sondersignalanlagen nicht bei der Ausfahrt 

vom Gelände der Rettungswache, sondern erst im Straßenraum (B254) eingeschaltet werden.  

Die schalltechnische Untersuchung wird derzeit erarbeitet, die Ergebnisse finden Eingang in den Bebau-

ungsplan-Entwurf. 

8 Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als 

Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit einge-

räumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen und 

energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB sollen 

die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtentwicklung“ 

fördern. Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des Einsatzes er-
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neuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. Beachtlich ist 

hierbei die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a Abs. 

5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher Verträge 

(§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie

(§ 248 BauGB).

Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s. o.) kann auf die speziellen energiefachrechtlichen 

Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien ver-

wiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. Nach § 3 

Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (kurz: EEWärmeG) werden die Eigentümer von Ge-

bäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch 

die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Im Zuge der regelmäßig novellierten Ener-

gieeinsparverordnung (EnEV) ist zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und wesentlichen Ände-

rung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von 

Gebäuden einzuhalten ist. 

Der Bauherr bzw. sein Architekt haben bereits gegenwärtig folgende Anforderungen zu berücksichtigen: 

Bei der Planung von Neubauten ist grundsätzlich die jeweils aktuelle Verordnung zu berücksichtigen 

und einzuhalten, ein Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren der Bauaufsicht vorzulegen. Nach 

Abschluss des Bauvorhabens ist durch einen Fachplaner die korrekte Ausführung zu bestätigen. Er-

gänzend wird festgeschrieben, in welchem Maß für den jeweiligen Bautypus der Einsatz Erneuerbarer 

Energien (wie Photovoltaik, Solarthermie, etc.) nachzuweisen ist.  

Diese vom Gesetzgeber zur Energieeinsparung aufgestellten Gesetze wurden überarbeitet und in ei-

nem Regelwerk (Gebäudeenergiegesetz – GEG) verschmolzen1. Dabei ist abermals, nach bereits er-

folgten Verschärfungen der gesetzlichen Vorgaben in den Jahren 2002 (Ablösung der Wärmeschutz-

verordnung), 2004, 2007, 2009, 2014 und zuletzt 2016, eine Reduzierung des Energiebedarfs und der 

Wärmeverluste eingeflossen. Ziel der Bundesregierung ist es, bis zum Jahr 2050 einen „klimaneutra-

len“ Gebäudebestand in Deutschland zu erreichen. Somit sind auch für die Zukunft immer weitere Ver-

schärfungen in den gesetzlichen Vorgaben zur Energieeinsparung und Steigerung der Effizienz zu er-

warten. 

Abschließend lässt sich somit sagen, dass Festschreibungen zur Nutzung erneuerbarer Energien oder 

auch zur Energieeffizienz im Bebauungsplan bereits in naher Zukunft durch die Gesetzgebung bereits 

überholt wären. Die bestehende Gesetzgebung trifft dazu ausreichende Vorgaben. 

Es wird insofern für zulässig erachtet, zunächst hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie 

der Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben – außer einer Empfehlung zur Errichtung von An-

lagen zur Nutzung von Solarenergie - in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern vielmehr auf die be-

stehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fassung zu 

verweisen. 

1 Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) ist am 1. November 2020 in Kraft getreten. Eine weitere Änderung ist zum 1. 

Januar 2024 in Kraft getreten. Das GEG enthält Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden, die Er-

stellung und die Verwendung von Energieausweisen sowie an den Einsatz erneuerbarer Energien in Gebäuden. 
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9 Baugrund und Boden 

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Haupteinheitengruppe Osthessisches Bergland in der Haupt-

einheit Fuldaer Senke und dem Naturraum Großenlüder-Lauterbacher Graben (Quelle: NaturegViewer 

Hessen). Der hydrogeologische Großraum ist der Oberrheingraben mit Mainzer Becken und nordhessi-

schem Tertiär, Teilraum Vogelsberg. 

Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen im Eingriffsbereich entsprechend dem BodenViewer zeigt die 

Bodenfunktion mit gering, in einer kleinen Teilfläche als mittel. Die Feldkapazität und das Ertragspotential 

werden ebenfalls mit gering bewertet. Dementsprechend kann bei der vorliegenden Planung der Prämisse 

der Schonung von Flächen mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad Rechnung getragen werden. 

Es sind Vermeidungsmaßnahmen für einen vorsorgenden Bodenschutz, wie Hinweise zum Umgang mit 

Oberboden, Unterboden und Mutterboden, Schutz der Unterbodenschichten und Vermeidung von Stoff-

einträgen usw., im Rahmen der Bautätigkeiten umzusetzen, um die Böden in der Bauphase möglichst we-

nig zu beeinträchtigen. 

Weitergehende Aussagen können dem als Anlage beiliegenden Umweltbericht entnommen werden. Ein 

Baugrundgutachten wird parallel zum Aufstellungsverfahren erstellt und zum Entwurf dem Bebauungsplan 

als Anlage beigefügt. 

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-

gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens. Die Gliederung orientiert sich 

an der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitplanung (V 1.1 

vom Oktober 2023). 

10.1 Hochwasserschutz 

10.1.1 Überschwemmungsgebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb amtlich festgesetzter Überschwem-

mungsgebiete. 

10.1.2 Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht in einem Risikogebiet außerhalb von fest-

gesetzten Überschwemmungsgebieten. 

10.2 Wasserversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser und Löschwasser erfolgt durch Anschluss an die beste-

henden Netze und einen Ausbau der Leitungsinfrastruktur innerhalb des Plangebietes. 

Zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs für den Grundschutz werden in Anlehnung an das Arbeitsblatt 

W 405 48 m³/h (Einstufung wie „kleinen ländliche Ansiedlungen“) als ausreichend angesehen. Die genauen 

Anforderungen wurden von der zuständigen Stelle für den Brandschutz, die Fachstelle Brandschutz des 

Vogelsbergkreises, vorgegeben.  

Die weitere Planung erfolgt im Laufe des Bauleitplanverfahrens und findet Eingang in den Bebauungsplan. 

Grundsätzlich kann die Wasserversorgung als gesichert angesehen werden. 
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10.2.1 Bedarfsermittlung 

Der Trinkwasserbedarf für die Rettungswache liegt bei rd. 175 m³/a (Erfahrungswerte aus vergleichbaren 

bestehenden Wachen). Durch den geplanten Anschluss an die Trinkwasserversorgung von Lauterbach 

kann aus Sicht der Stadt Lauterbach die dauerhafte Trink- und Löschwasserversorgung gewährleistet wer-

den. 

10.2.2 Wassersparnachweis 

Für das geplante Baugebiet empfiehlt es sich, vorausschauend zu betrachten, dass der Verbrauch und der 

Verlust von Wasser, soweit dies technisch möglich oder zumutbar ist, so gering wie möglich gehalten wird 

(vgl. § 28 Abs. 2 und § 36 HWG). Hierzu zählt auch die Realisierbarkeit von Ressourcenpotentialen in Form 

von Trinkwassereinsparung und Trinkwassersubstitution. 

Die Möglichkeit einer Speicherung von Niederschlagswasser und Nutzung von Niederschlags- und Grau-

wasser soll geprüft werden (§ 37 Abs. 4 HWG). Hierzu werden Festsetzungen und Empfehlungen zur Re-

genwassernutzung für die Gartenbewässerung in den Bebauungsplan aufgenommen. 

10.2.3 Deckungsnachweis 

Es wird zum jetzigen Planstand davon ausgegangen, dass die Trinkwasserversorgung gesichert ist. 

10.2.4 Technische Anlagen 

Es wird zum gegenwärtigen Planstand angenommen, dass die vorhandenen technischen Anlagen, insbe-

sondere die Druckverhältnisse und die bestehenden Leitungsquerschnitte, zur Trinkwasserversorgung 

ausreichend sind. Auf die Angaben zum Deckungsnachweis wird verwiesen. 

10.3 Grundwasserschutz 

10.3.1 Schutz des Grundwassers 

Gemäß § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 

zu vermeiden. Das Grundwasser darf demnach durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplante Maß-

nahme qualitativ und quantitativ nicht beeinträchtigt werden. Zum gegenwärtigen Planstand gibt es keinen 

Anhaltspunkt dafür, dass die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche das Grundwasser beeinträchtigt. 

10.3.2 Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht innerhalb eines ausgewiesenen Trinkwas-

serschutzgebietes oder eines Heilquellenschutzgebietes. Das nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet 

(Wasserschutzgebiet Brunnen I und II Rimlos, qualitative Schutzzone IIIA) liegt etwa 1,5 km weiter westlich. 

10.3.3 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Von Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versiegelung infolge 

der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. Jede Inanspruch-

nahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natürlichen Bodenfunk-

tionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beeinträchtigt werden kön-

nen.  
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Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigen-

den Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von 

Zufahrten, Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen.  

Weiterführend kann auf die einschlägigen Bestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO), z. B. den 

im Folgenden zitierten § 8 Abs. 1 HBO verwiesen werden: 

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind 

1. wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und

2. zu begrünen oder zu bepflanzen,

soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Satz 1 findet keine Anwendung, 

soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen. 

10.3.4 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Versickerung von Niederschlag ist im Rahmen der Bauleitplanung zu prüfen. Eine Maßnahme, die der 

Verringerung der Grundwasserneubildung entgegenwirken soll, ist die (ortsnahe) Versickerung von Nie-

derschlagswasser von versiegelten Flächen. Diesbezüglich wird auf Kapitel 10.5.2.4 verwiesen. 

Parallel zum Aufstellungsverfahren wird ein Baugrundgutachten eingeholt, die Ergebnisse finden Eingang 

in den Bebauungsplan.  

10.3.5 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rahmen der Bauleitplanung 

grundsätzlich die minimalen und maximalen Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. Nach dem 

Grundwassermessstellenverzeichnis des Landes Hessen gibt es in der Nähe des Untersuchungsgebietes 

keine Messstellen, aus denen langfristige Aufzeichnungen des Grundwasserspiegels gewonnen werden 

können. Grundwasserstände können im Rahmen des Baugrundgutachtens ermittelt werden. 

10.3.6 Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasser-

bewirtschaftungsplanes. 

10.3.7 Bemessungsgrundwasserstände 

Der Stadt Lauterbach sind keine Bemessungsgrundwasserstände für den räumlichen Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes bekannt.  

10.3.8 Bauwerke im Grundwasser 

Durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplanten Tiefbaumaßnahmen (hier: ausschließlich Fundamen-

tierungen der geplanten Gebäude) kann ein Aufstauen, Absenken und Umlenken von Grundwasser bewirkt 

werden.  

Da sich die Maßnahmen und Baumaterialien auf die Verlegung von Leitungen und das Einbringen von 

Fundamenten, ggf. eines Gründungspolsters und/oder einer Bodenverbesserung, beschränken, wird da-

von ausgegangen, dass sich diese Baustoffe nicht nachhaltig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswir-

ken werden. In Bezug auf das Grundwasser sind aufgrund der geringen Verschmutzungsempfindlichkeit 

und Grundwasserergiebigkeit geringe Eingriffswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 
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10.3.9 Landesgrundwassermessstellen/-dienst 

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen keine Grundwassermessstellen des Hessi-

schen Landesgrundwassermessdienstes. 

10.4 Schutz oberirdischer Gewässer 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Oberflächenge-

wässer, Quellen oder quellige Bereiche. Südöstlich des Geltungsbereiches befindet sich in etwa 450 m 

Entfernung der Vorfluter Lauter, in etwa 300 m in nördlicher Richtung der Vorfluter Brender-Wasser. Diese 

werden von der Planung nicht tangiert. 

10.4.1 Gewässerrandstreifen 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Gewässer oder 

Gewässerrandstreifen. 

10.4.2 Gewässerentwicklungsflächen 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine (offenen) Gewäs-

ser oder Gewässerentwicklungsflächen. 

10.4.3 Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Gewässer oder 

Entwässerungsgräben. 

10.4.4 Anlagen in, an, über oder unter oberirdischen Gewässern 

Im Rahmen und Umgriff des hiermit vorliegenden Bebauungsplans sind keine Anlagen in, an, über oder 

unter oberirdischen Gewässern berührt oder vorgesehen. 

10.5 Abwasserbeseitigung 

10.5.1 Gesicherte Erschließung 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden der sachgerechte Umgang mit Abwasser und die Be-

lange des Umweltschutzes berücksichtigt (§ 1 Abs. 6 BauGB). Auf die entsprechenden Ausführungen in 

Kapitel 6 und 10 dieser Begründung sowie im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag wird verwiesen. Dar-

über hinaus wird parallel zum Aufstellungsverfahren eine Ver- und Entsorgungsplanung durchgeführt und 

mit den zuständigen Behörden abgestimmt, so dass davon ausgegangen werden muss, dass die hier an-

gesprochenen Belange in mehr als ausreichendem Maße Berücksichtigung finden. 

10.5.2 Anforderung an die Abwasserbeseitigung 

Eine geordnete Abwasserbeseitigung ist in der Regel dann gegeben, wenn 

- es möglich ist, das anfallende Abwasser über einen Anschluss an eine öffentliche Kanalisation

einer kommunalen Kläranlage, die eine ausreichende stoffliche und hydraulische Kapazität zur

Aufnahme und Behandlung des zusätzlichen Abwassers aufweist, zugeführt und dort nach den

wasserrechtlichen Anforderungen behandelt werden kann,
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- die Abwasseranlagen den jeweils maßgeblichen Regeln der Technik entsprechen (§ 60 Abs. 1

WHG),

- beim Einleiten des Abwassers in ein Gewässer (erlaubnispflichtiger Benutzungstatbestand nach §

9 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. §§ 8 und 57 Abs. 1 WHG) die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so

geringgehalten wird, wie dies nach dem Stand der Technik möglich ist, und die Einleitung mit den

Anforderungen an die Gewässereigenschaften (Immissionsbetrachtung) und sonstigen rechtlichen

Anforderungen vereinbar ist, und

- in neuen Baugebieten Niederschlagswasser ortsnah versickert wird, um den natürlichen, örtlichen

Wasserhaushalt zu erhalten, oder im Trennsystem abgeleitet wird.

Der vorliegende Bebauungsplan berücksichtigt die vorgenannten Kriterien. 

10.5.2.1 Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

Es wird zum jetzigen Planstand davon ausgegangen, dass die Abwasseranlagen ausreichend zur Auf-

nahme der durch die Planung induzierten Abwassermengen sind.  

Die nähere Planung erfolgt im Laufe des Bauleitplanverfahrens und findet Eingang in den Bebauungsplan. 

Grundsätzlich kann die Abwasserentsorgung als gesichert angesehen werden. 

10.5.2.2 Anforderungen an das Einleiten von Abwasser 

Das Einleiten von Abwasser (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) in ein Gewässer (oberirdische Ge-

wässer, Grundwasser) stellt eine Benutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und ist nach § 8 WHG erlaub-

nispflichtig. Die Anforderungen an das Einleiten von Abwasser ergeben sich aus § 57 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

WHG. Eine Einleitung von Abwasser in ein Gewässer ist wie oben beschrieben geplant. 

Für das Einleiten von Abwasser aus einer kommunalen Kläranlage muss neben der Einhaltung des An-

hangs 1 der Abwasserverordnung (AbwV) die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewässereigen-

schaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar sein. Hierzu zählen insbesondere die Anfor-

derungen des gültigen Maßnahmenprogramms zur Umsetzung der WRRL [nach Kap. 3.1.3 und Anhang 

6.2 und 7 des Maßnahmenprogramms (MP) 2021-2027 zur Umsetzung der WRRL vom 2. Dezember 2021 

– StAnz Nr. 51, S. 1654].

Die nähere Planung erfolgt im Laufe des Bauleitplanverfahrens und findet Eingang in den Bebauungsplan. 

Die erforderlichen Genehmigungs- und Abstimmungsverfahren werden zu jeweils gegebener Zeit durch-

geführt. 

10.5.2.3 Verwertung von Niederschlagswasser und Grauwasser 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die zur Verringerung des abzuleitenden und zu behandelnden 

Niederschlagswassers führen, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von 

Zufahrten, Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen, durch Dachbegrünungen und Niederschlagswasser-

rückhaltung und -nutzung. Hierzu werden Festsetzungen und Empfehlungen zur Regenwassernutzung für 

die Gartenbewässerung in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Näheres wird im weiteren Planungsverlauf erarbeitet und findet Eingang in den Bebauungsplan. 

10.5.2.4 Versickern des Niederschlagswassers 

Im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung kann auf die in § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG) enthaltene bundesrechtliche Regelung verwiesen werden: 

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-

schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sons-

tige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
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Das Hessische Wassergesetz (HWG) wurde zudem bereits an Inhalt und Systematik des im Jahr 2010 

geänderten Wasserhaushaltsgesetzes angepasst und am 14.12.2010 vom Landtag beschlossen, sodass 

nach der erfolgten Anpassung des Landesrechts nachfolgend auch die maßgebliche Vorschrift des HWG 

aufgeführt werden soll: 

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 

wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG stellen zunächst unmittelbar geltendes Recht 

dar, wobei der Begriff „soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden 

Schwierigkeiten, d.h. bei atypischen Sonderfällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf. 

Derzeit liegen noch keine Aussagen zur Versickerungsfähigkeit des Baugrundes vor. Diese werden im 

Rahmen des Baugrundgutachtens erhoben, die Ergebnisse finden Eingang in den Bebauungsplan. 

10.5.2.5 Entwässerung im Trennsystem 

Die Entwässerung des Baugebiets ist im sogenannten modifizierten Trennsystem mit Einleitung des 

Schmutzwassers in den öffentlichen Mischkanal vorgesehen. Für das Regenwasser soll zunächst eine 

Rückhaltung durch u. a. Dachbegrünung, Zisterne und – sofern möglich – Versickerung im Plangebiet vor-

gesehen werden. Hierzu sind die Ergebnisse des Baugrundgutachtens zu berücksichtigen, die zur Zeit 

noch nicht vorliegen. Diese finden Eingang in den Bebauungsplan-Entwurf. 

10.5.2.6 Kosten und Zeitplan 

Für die Entwicklung des bisher unerschlossenen Baugebietes sind Erschließungsmaßnahmen vorzuneh-

men. Ziel der Stadt Lauterbach und des Vorhabenträgers ist ein Beginn der Erschließungsmaßnahmen im 

Jahr 2027. 

10.6 Abflussregelung 

10.6.1 Abflussverhältnisse im Gewässer 

Durch die geplanten Maßnahmen im Gebiet ist mit einer geringfügig erhöhten Abflussmenge (nur Schmutz-

wasser des Neubaues und Oberflächenwasser der Verkehrsflächen) zu rechnen. Auswirkungen auf ein 

Gewässer sind nicht zu erwarten. 

10.6.2 Hochwasserschutz 

Im Baugebiet werden alle technisch möglichen Maßnahmen (z. B. Trennsystem, Retention, Drosselung der 

Einleitung, Beschränkung der zulässigen Versiegelung) geprüft, um zu einer Verbesserung des Hochwas-

serschutzes beizutragen (vgl. auch die Ausführungen zu Ziffer 10.5.6). 

10.6.3 Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

Weitergehende Maßnahmen zum Hochwasserschutz werden im Rahmen der hiermit vorliegenden Bauleit-

planung nicht erforderlich. 

10.6.4 Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Das Offenhalten der Böden ist eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen Grundwasser- und 

Bodenschutz. Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, um die Bodenversiegelung auf das notwendige 
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Maß zu begrenzen (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB): Festsetzung zur Verwendung von wasserdurchlässigen 

Belägen bei der Gestaltung von zu befestigenden Flächen, Gründächer, Zisternen etc. 

10.6.5 Starkregen 

Von Starkregen wird gesprochen, wenn in kurzer Zeit und meist räumlich begrenzt sehr hohe Nieder-

schlagsmengen auftreten. Solche Extremwetterereignisse werden mit voranschreitendem Klimawandel 

wahrscheinlich verstärkt vorkommen. Diese kurzzeitigen und unwetterartigen Starkregenereignisse führen 

auch abseits von Fließgewässern sehr häufig zu Überflutungen und Schäden. 

Eine erste Übersicht der Gefährdungslage bei Starkregen vermittelt die hessenweit verfügbare Starkregen-

Hinweiskarte. Sie soll Kommunen dabei unterstützen, ihre eigene Situation besser einschätzen zu können. 

Zu beachten ist, dass Starkregen auch außerhalb der gekennzeichneten Flächen auftreten kann. 

Abb. 8: Ausschnitt aus der Starkregenkarte 

 (Quelle: www.hlnug.de, 25.03.2026) 

Lage des Plangebiets 

Wie der Starkregen-Hinweiskarte zu entnehmen, liegt das Plangebiet in einem Bereich mit hohem Stark-

regen-Risiko. Zur Abstimmung weiterer Maßnahmen ist die Erstellung eines Hochwasserschutzkonzeptes 

notwendig und sinnvoll.  

Zudem können kommunale Fließpfadkarten dabei helfen, gefährdete Gebiete in der Kommune selbst zu 

ermitteln. Es handelt sich dabei um eine topographische Oberflächenanalyse ohne Berücksichtigung von 

Abwasserkanälen oder Verrohrungen. Mit den kommunalen Fließpfadkarten können z. B. besondere Ge-

fahrenlagen identifiziert werden. Für das Stadtgebiet Lauterbach und seine Stadtteile liegen Fließpfadkar-

ten vor. 

Da Starkregen jeden treffen kann, ist es wichtig, Vorsorge zu betreiben und ein Handlungskonzept zu er-

arbeiten. Inhalte können ein Notfallplan, Sensibilisierungsmaßnahmen oder technisch/bauliche Umsetzun-

gen sein. Im DWA-Merkblatt M 119 wird unterschieden zwischen infrastrukturbezogenen, gewässerbezo-

genen, flächenbezogenen, kanalnetzbezogenen und objektbezogenen Maßnahmen, ergänzt um Konkreti-

sierung im Sinne eines 
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a. Freihaltens von Fließwegen, 

b. Verhinderns des Abschwemmens von Material sowie 

c. Schaffens von Notwasserwegen, Entwässerungsmöglichkeiten, u. a. 

Die Stadt Lauterbach hat bereits Vorsorgen zum Schutz der Einwohner des Stadtgebietes wie auch der 

baulichen und technischen Anlagen getroffen, z. B. frühzeitiges Sammeln, auch schon in Waldgebieten 

und an Wegesrändern, Zuführen an offene Bachläufe und an Siedlungsrändern vorbei, Einrichtung von 

Rückhaltebecken, Regenüberschlägen und Umflutungsgräben. Im Rahmen der Teilnahme am Förderpro-

gramm „Sozialer Zusammenhalt“ ist die Erstellung eines Entsiegelungskonzeptes geplant. Hierbei wird u. 

a. an die Entsiegelung von Flächen mit Zisternen zur Bewässerung der Grünflächen gedacht. Dennoch 

lassen sich leider nicht alle Risiken vollumfänglich vorhersehen. 

Bei den Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ han-

delt es sich um bisher unbebautes Weideland bzw. eine teilversiegelte Zufahrts- und Parkplatzfläche mit 

teilweise randlichem Baum- und Strauchbewuchs. Wie die topographische Karte zeigt, weist das Gelände 

für den nördlichen Teil ein Südwest-Nordostgefälle auf, südlich des Erdwalles ein West-Ost- bis Südostge-

fälle, was sich auch in der Fließpfadkarte widerspiegelt. 

Abb. 9: Ausschnitt aus der Kommunalen Fließpfadkarte Lauterbach  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(Quelle: HLNUG, Stand 25.03.2026) 

 Lage des Plangebiets 

Die Fließpfadkarte zeigt für das Plangebiet selbst keine Fließpfade auf. Diese befinden sich entlang der 

erschließenden Straßenflächen. Das Plangebiet wird als „Ackerland wenig gefährdet“ klassifiziert. Eine 

besondere Gefahrenlage für Starkregenabflüsse besteht demnach für das Plangebiet nicht. 

Bei der Planung der neuen Gebäude werden entsprechende Maßnahmen zur Vorsorge gegen eindringen-

des Wasser getroffen, um Schäden an Gebäuden und für Menschen zu vermeiden.  

Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zur Reduzierung der Abflussmengen wie z. B. zur extensiven Be-

grünung von Flachdächern sowie zur Reduzierung der Flächenversiegelungen. Zum Schutz des Kanalsys-

tems vor Starkregenereignissen und zur Vermeidung zusätzlicher Belastungen des Kanalsystems wurde 

eine Festsetzung zur Regenwasserrückhaltung und -speicherung mit gedrosselter Einleitung des Überlaufs 

der Retentionszisternen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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11 Altablagerungen und Altlasten 

Altablagerungen oder Altlasten innerhalb des Plangebietes sind der Stadt Lauterbach nicht bekannt. 

Allgemeine Hinweise: 

Beim Auffinden organoleptisch auffälliger Bodenbereiche sollten nutzungsspezifische Untersuchungen 

durchgeführt werden. Sollten Erkenntnisse über Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen bekannt 

werden, die eine Beeinträchtigung der baulichen Nutzung ergeben könnten, so hat der Träger der Bauleit-

planung die Art, das Ausmaß sowie das Gefährdungspotenzial aufzuklären sowie etwaige Sanierungs- und 

Sicherungsmaßnahmen festzulegen. Dabei ist der „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit 

Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ 

(Staatsanzeiger 19/2002, S. 1753) zu beachten. Alle Erkenntnisse, die gemäß § 2 Bundes-Bodenschutz-

gesetz (BBodSchG) einen Altlastenverdacht oder den Verdacht des Vorliegens einer schädlichen Boden-

veränderung begründen können, sind der Bodenschutzbehörde beim Regierungspräsidium Gießen gemäß 

§ 4 Abs. 1 Hess. Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlasten-sanierung 

(HAltBodSchG) per Email unter altlasten@rpgi.hessen.de umgehend mitzuteilen. 

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebli-

che Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Bei Aushubmaßnahmen im Rahmen der geplanten Baumaßnahmen sind die Bestimmungen des Merkblat-

tes der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilung Umwelt: Entsorgung von Bauabfäl-

len, in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 

 

 

12 Denkmalschutz 

Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 

Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, entdeckt, so ist dies dem Landesamt für 

Denkmalpflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzu-

zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise 

vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 

 

13 Bodenordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung i. S. d. §§ 45 ff. BauGB wird nicht erforderlich. 

 

 

14 Kennzeichnungen, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Hingewiesen wird auf: 

 die Stellplatzsatzung in ihrer jeweils maßgeblichen Fassung 

 gesetzliche Vorgaben zur Verwertung von Niederschlagswasser 

 die Belange des Bodenschutzes 

 die Belange des Denkmalschutzes 

 den Umgang mit Altlasten, Altablagerungen und Entsorgung 

 den Artenschutz (Vermeidungs- und empfohlene Maßnahmen) 
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 DIN-Normen und Regelwerke

 die Artenauswahl zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (E)

15 Verzeichnis der Gutachten 

Im Rahmen der Erstellung des Bebauungsplans wurden folgende Einzelgutachten erarbeitet und Planun-

gen durchgeführt: 

1. Umweltbericht, Ingenieurbüro für Umweltplanung (IBU), Staufenberg, Juli 2026

2. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Ingenieurbüro für Umweltplanung (IBU), Staufenberg, Januar

2026

3. Verkehrsuntersuchung, Ingenieurgesellschaft für Verkehr und Stadtplanung mbH IMB Plan, Ha-

nau, Mai 2026

4. Schallgutachten, TÜV Hessen GmbH, Frankfurt  wird zum Entwurf ergänzt

16 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 15.12.2025, Bekanntmachung*: __________ 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: __________ – __________ (einschl.), 

Bekanntmachung: ________ 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB: 

Anschreiben: __________, Frist: ___________ 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: __________ – __________ (einschließlich), Be-

kanntmachung: ____________ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB: 

Anschreiben: ___________, Frist: ___________ 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: ____________ 

* Die ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgen im Lauterbacher Anzeiger.

aufgestellt: aufgestellt: 


